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1 Während einige kantonale Gesetze
der Patientenverfügung eine sehr
hohe Verbindlichkeit einräumen
oder sie zumindest als Indiz für den
mutmasslichen Willen erwähnen,
fehlt in anderen Kantonen eine 
explizite Regelung.
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Jede Person kann im Voraus mit einer Patienten-
verfügung bestimmen, welche Behandlung und
Betreuung sie wünscht in einer Situation, in der
sie nicht mehr urteilsfähig ist. In der Schweiz gibt
es eine Vielzahl von unterschiedlichen Vorlagen
von Patientenverfügungen. Sowohl für Ärztinnen
und Ärzte als auch für Laien ist es schwierig, sich
in dieser Vielfalt zurechtzufinden. Die Schweize-
ri sche Akademie der Medizinischen Wissenschaf -
ten (SAMW) hat deshalb eine Subkommission*
ei n gesetzt, die Richtlinien zum Erstellen von 
Patien tenverfügungen und zu deren Umsetzung
im medizinischen Alltag ausarbeiten sollte. Ein
erster Entwurf liegt jetzt zur Vernehmlassung vor.
Interessierte Kreise sind eingeladen, ihre Stellung -
nahme bis Ende Februar 2009 der SAMW zukom-
men zu lassen.

Funktion von Patientenverfügungen
Patientenverfügungen haben eine zentrale Funk-
tion bei der Wahrnehmung der Patientenselbst-
bestimmung. Mit einer Patientenverfügung kann
eine urteilsfähige Person im Voraus festhalten,
welchen medizinischen Massnahmen sie im Fall
der Urteilsunfähigkeit zustimmt und welchen
nicht. Zwar wird von dieser Möglichkeit auch
heute noch relativ wenig Gebrauch gemacht.
Trotz dem wird die Patientenverfügung zuneh-
mend thematisiert. In verschiedenen Richtlinien
hat die SAMW in den vergangenen Jahren die 
Patientenverfügung als Instrument der Selbst -
bestimmung von Patientinnen und Patienten be-
kräftigt, namentlich in den Grundsätzen «Recht
der Patientinnen und Patienten auf Selbstbestim -
mung». Darüber hinaus ist die Patientenverfü-
gung aber auch ein Kommunikationsinstrument
zwischen Patient, Ärztin und Vertretungsperso-
nen. Diese sind von den Entscheidungen, die ein
Patient für die Situation der Urteilsunfähigkeit
festgehalten hat, unmittelbar betroffen.

Die Zentrale Ethikkommission der SAMW hat
vor diesem Hintergrund im April 2006 eine Sub-
kommission unter Leitung von lic. theol. Peter
Lack aus Basel beauftragt, Richtlinien zum Erstel-
len von Patientenverfügungen und zu deren Um-
set zung im medizinischen Alltag auszuarbeiten.
Die Subkommission hat in zweijähriger Arbeit
einen ersten Entwurf erstellt, der nun in eine
breite Ver nehmlassung geht.

Damit der Wille des Patienten in der entschei -
denden Situation auch umgesetzt werden kann,
äussern sich die vorliegenden Richtlinien detail-

lierter als die bereits bestehenden Grundsätze zum
Recht der Patientinnen und Patienten auf Selbst-
bestimmung zu den formalen und inhaltlichen
An forderungen, an denen sich eine Patientenver -
fügung orientieren muss. Sie geben ausserdem
Ant wort darauf, zu welchen Situationen und 
medi zinischen Mass nahmen sich ein Verfasser
im Voraus äussern kann. Ein zentraler Punkt des
Richtlinienentwurfs ist das Festhalten an der
grundsätzlichen Mög lichkeit der Patientenvor aus -
bestimmung, ohne dass sich diese auf bestimmte
Situationen der Urteilsunfähigkeit beschränkt
(z.B. Sterbephase) oder be stimmte Situationen
aus schliesst (z.B. Wach koma). Demnach können
die Verfassenden über alle medizinischen Mass-
nahmen, die beim Urteils fähigen der Zustim-
mung bedürfen, im Vor aus im Rahmen einer 
Patientenverfügung bestimmen. Zusätzlich kön-
nen sie eine Vertrauensperson bezeichnen, die im
gegebenen Fall an ihrer Stelle über die Behand-
lung entscheiden soll.

Neben der Sichtung verschiedener Vorlagen
und Modelle von Patientenverfügungen hat sich
die Subkommission mit medizinethischen Fragen
sowie der Rechtslage in der Schweiz und in den
benachbarten Ländern beschäftigt. Im Unter-
schied zu einigen kantonalen Erlassen1 enthält
das Bundesrecht noch keine ausdrück liche Rege-
lung zur Patientenverfügung. Dies soll sich mit
der geplanten Revision des Vormundschaftsrechts
(Erwachsenenschutz, Personenrecht und Kinds-
recht) ändern. Die Neuregelung wird allerdings
erst in ein paar Jahren in Kraft treten. Die Be-
stimmungen über die Patientenverfügung in 
Art. 370 ff. des Entwurfs, die in der parlamen -
ta rischen Diskussion weitgehend unbestritten 
waren, wurden jedoch bereits in die Überlegun-
gen einbezogen. Die Subkommission ist in den
Grundzügen der bisher von der SAMW vertre -
tenen Position gefolgt, dass eine Patientenverfü-
gung keinen «Handlungsautomatismus» auslöst,
sondern vom Behandlungs- und Betreuungsteam
und den Vertretern des Patienten in den aktuel-
len Kontext übersetzt werden muss. Dabei ist das
Gewicht einer Patientenverfügung desto grösser,
je kürzer das Verfassungsdatum zurückliegt und je
genauer die anstehende Entscheidungssituation
beschrieben wird. Angesichts der vielen Modell-
vorlagen für Patientenverfügungen hat sie sich
bewusst dagegen entschieden, eine weitere Vor-
lage für Patientenverfügungen auszuarbeiten.
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2 Bis zum Inkrafttreten einer 
bundesweiten Regelung ist das Ein-
halten von Formvorschriften 
nicht Voraussetzung für die Gültig-
keit einer Patientenverfügung. 
Allerdings sind kantonale Form-
vorschriften zu beachten.

Personale Identität und Konzept 
der «verlängerten Autonomie»
Zu den grundsätzlichen Fragen, mit denen sich
die Subkommission auseinandergesetzt hat, ge-
hören auch die Frage nach der Identität (oder
personalen Identität) bzw. dem Wechsel, dem
eine Persönlichkeit unterworfen sein kann, und
das Konzept der «verlängerten Autonomie». Be-
sonders relevant ist diese Fragestellung beispiels-
weise bei Patientinnen und Patienten mit einer
Demenzerkrankung oder einer psychiatrischen
Erkrankung.

Die Auseinandersetzung mit dem Thema hat
gezeigt, wie anspruchsvoll das Verfassen einer
Patientenverfügung ist. Dabei fallen die formalen
Anforderungen2 (z.B. Schriftlichkeit oder hand-
schriftliche Unterzeichnung, Datierung) weniger
ins Gewicht als vielmehr die nötigen Informatio-
nen, die für eine informierte Willensbildung un-
abdingbar sind. Das Verfassen einer Patienten-
verfügung macht eine Auseinandersetzung mit
Krankheit, Unfall, Sterben und Tod erforderlich.
Und in gesunden Lebensphasen ist es nicht ein-
fach, sich in die Situation einer schweren Krank-
heit oder des Sterbens zu versetzen und sich vor-
zustellen, welchen medizinischen Massnahmen
man in Grenzsituationen zustimmen würde und
welchen nicht. Entsprechend legt der Richtlinien-
entwurf auch grosses Gewicht auf die Beratung
bzw. die Aufklärung beim Verfassen einer Patien-
tenverfügung. Dies kann – wie bereits in der
Schweiz umgesetzt – einerseits durch Ärzte und
Pflegefachpersonen, andererseits durch speziali-
sierte Beratungsstellen erfolgen. Im Rahmen die-
ser Beratung kann über mögliche Verläufe einer
Krankheit und therapeutische Handlungsoptio-
nen informiert werden.

Chancen und Grenzen der Richtlinien
Neben den Chancen der Patientenverfügung als
Instrument der Selbstbestimmung und Mittel zur
Unterstützung der Entscheidungsfindung thema-
tisieren die Richtlinien auch deren Grenzen. Auch

wenn die Autonomie hoch zu veranschlagen ist,
muss doch bedacht werden, dass Menschen Be-
ziehungswesen sind. Familie und Freunde, aber
auch Ärztinnen, Pflegende und weitere Betreu-
ungs personen sind von den Entscheidungen 
eines Patienten spätestens dann mitbetroffen,
wenn sie eine Patientenverfügung umsetzen. Die
Richtlinien schlagen deshalb vor, Angehörige
und wenn möglich auch den Hausarzt bereits
beim Erstellen einer Patientenverfügung ein -
zubeziehen. Zusätzlich zu den Aussagen über
spezifische Behandlungssituationen und -mass -
nahmen empfehlen die Richtlinien zudem 
die Umschreibung der individuellen Werte und
Wünsche, Ängste und Erwartungen («persön -
liche Werthaltung»). Diese Hinweise können als
Orientierung dienen in Situationen, in denen
nicht absehbar ist, ob eine medizinische Behand -
lung erfolgreich ist, oder falls sich der Verfügende
nicht explizit zu spezifischen medizinischen
Mass nahmen geäussert hat.

Schliesslich sprechen die Richtlinien auch
jene schwierigen Umstände an, in denen das Be-
handlungs- und Betreuungsteam oder die An -
gehörigen sich nicht sicher sind, ob die Patien-
tenverfügung noch dem mutmasslichen Willen
eines Patienten entspricht. Sie geben Anhalts-
punkte, in welchen Situationen die Möglichkeit
einer nachträglichen Willensänderung geprüft
werden sollte. Sie halten aber auch fest, dass
ein Abweichen von der Patientenverfügung im
Patien tendossier festgehalten und begründet wer-
den muss. Ebenso geben die Richtlinien dem 
Behandlungsteam Hilfestellungen für das Vor -
gehen, wenn die involvierten Parteien sich nicht
einig sind über die Auslegung einer Patienten-
verfügung.

Eine Patientenverfügung kann nur zum Tra-
gen kommen, wenn ihr Vorhandensein in der
entscheidenden Situation bekannt ist. Diesbe-
züglich halten die Richtlinien fest, dass es «Auf-
gabe» des Verfassenden ist, das Vorhandensein
einer Patientenverfügung dem Behandlungsteam
bekannt zu geben, beispielsweise durch entspre-
chende mündliche Information, einen Trägeraus -
weis oder einen Vermerk auf der geplanten Ver -
sichertenkarte. Zugleich sollten Ärztinnen und
Ärzte Patienten auf das Vorhandensein einer 
Patientenverfügung befragen. Spätestens wenn
Behandlungsentscheidungen bei einem urteils-
unfähigen Patienten getroffen werden müssen,
ist abzuklären, ob eine Patientenverfügung vor-
liegt. Ist dies der Fall, muss die Vertrauensperson
informiert und in die Entscheidungsfindung
einbezogen werden.
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Der Senat der SAMW hat den Entwurf der Richtlinien «Erstellen von Patien-
tenverfügungen und Umsetzung im medizinischen Alltag» am 27. November
2008 zur Vernehmlassung verabschiedet. Die Richtlinien können von der
Website der SAMW (www.samw.ch � Aktuell) heruntergeladen werden. Stel-
lungnahmen zum Richtlinienentwurf Patientenverfügungen sind bis Ende
Februar 2008 an das Generalsekretariat der SAMW, Petersplatz 13, 4051 Ba-
sel, zu richten. Das Zentrum für Weiterbildung der Universität Zürich und die
SAMW stellen am 22. Januar 2008 den Richtlinienentwurf zur Diskussion. Der
Anlass findet in Zürich statt. Das Programm finden Sie ebenfalls auf der Web-
site de SAMW (Agenda).


